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von Frauen und Mädchen zu akzep-
tieren. Ruttig sieht ihre Lage kri-
tisch. „Viele Frauen dürfen oder
können nicht arbeiten. Sie haben ge-
rade auch in Kabul Angst vor Über-
griffen der Taliban auf der Straße,
wenn sie zur Arbeit gehen wollen.“
Auch Erös macht sich keine Illusio-
nen: „Gebildete Frauen werden für
absehbare Zeit viel weniger Mög-
lichkeiten haben, sich so frei zu ent-
falten wie in den vergangenen 20
Jahren. Das bedauere nicht nur ich.
Um das wieder rückgängig zu ma-
chen, braucht es viel Geduld und
weiterhin Gespräche mit den neuen
Machthabern auf Augenhöhe.“

Verwirrung gibt es um die Frage,
ob Mädchen und Frauen weiterhin
die Schule oder Universitäten besu-
chen dürfen. In den Städten halten
sich staatliche und private Schulen
die Waage. Nach Informationen der
Kinderhilfe Afghanistan, die Kon-
takte zu den zuständigen Ministern
der Taliban-Regierung pflegt, wer-
den Mädchen an den Privatschulen
derzeit bis zum Abitur unterrichtet,
an staatlichen Schulen sind sie für
die Oberstufe allerdings nicht mehr
zugelassen. Das Bild an den Univer-
sitäten: Von den 160 Unis sind 120
privat. Dort können junge Frauen
die Vorlesungen ungestört besu-

chen. An den 40
staatlichen Ein-
richtungen gibt es
eine Trennung
nach Geschlech-
tern.

In den USA,
Europa, insbe-
sondere auch in
Deutschland wird
darüber disku-

tiert, wie man der afghanischen Be-
völkerung helfen kann, ohne die Ta-
liban aufzuwerten. Intensive Ge-
spräche mit dem Regime werden
schon seit Monaten geführt. Einig
sind sich Thomas Ruttig und Rein-
hard Erös, dass Wegschauen keine
Option ist: „Der Westen steht in der
Verantwortung, schließlich wurde
die Lage in Afghanistan in einer Art
Selbsthypnose viele Jahre lang
schöngeredet“, sagt Ruttig. Es müs-
se ja nicht auf eine diplomatische
Anerkennung hinauslaufen. Auch
die Taliban sollten auf den Westen
zugehen, wenn sie nicht wollten,
„dass ihre Landleute verhungern“.

Erös fordert, dass die „USA die
eingefrorenen mutmaßlich rund
acht Milliarden Dollar Währungsre-
serven an die Taliban mit Auflagen
freigeben. Dann kann der Hunger
bekämpft werden, dann kann der
Staat Lehrer, Ärzte und seine Ange-
stellten bezahlen“. Wenn dies nicht
geschehe, würde der Westen jeden
Einfluss auf das geostrategisch
wichtige Land verlieren. „China
oder Russland werden dann ein-
springen, denn Afghanistan ist reich
an wichtigen Bodenschätzen“, sagt
Reinhard Erös.

Nahrungsmittel“, sagt Thomas
Ruttig, Direktor des Afghanistan
Analysts Network, einer unabhän-
gigen Forschungseinrichtung, unse-
rer Redaktion.

Für heikel hält Ruttig die Sicher-
heitslage in Teilen des Landes.
„Viele Taliban machen offenbar,
was sie wollen, und zwar auch, wenn
es andere Anweisungen ihrer Füh-
rung gibt. Es fehlt an Rechtssicher-
heit.“ Staatsrechtler würden ein sol-
ches Konstrukt einen „mehrgesich-
tigen Staat“ nennen, in dem es offi-
ziell zwar positive Vorgaben gebe,
die Umsetzung aber negativ ist oder
gar nicht erst erfolgt. Gleichzeitig
registriert Ruttig mit Blick auf seine
Kontakte und Medienberichte, dass
„viele Menschen zufrieden sind,
dass der Krieg zu Ende ist“.

Zwei Befürchtungen waren im-
mer wieder zu hören, als Ende Au-
gust über die Folgen der Macht-
übernahme der Taliban spekuliert
wurde. Womit müssen Sicherheits-
kräfte, Soldaten und Angestellte der
früheren Regierung sowie einheimi-
sche Ortskräfte, die die ausländi-
schen Streitkräfte oder Hilfsorgani-
sationen unterstützt haben, rech-
nen? Wie werden die islamistischen
Fundamentalisten mit Mädchen und
Frauen umgehen? Thomas Ruttig:
„Offiziell heißt es, dass es keine
Verfolgung früherer Angestellter
der Ex-Regierung gibt. Es liegen je-
doch zahlreiche Berichte vor, dass
genau dies geschieht. Es ist aber un-
klar, ob man das schon systemati-
sche Verfolgung nennen kann.“

Reinhard Erös liegen Informatio-
nen vor, dass „einzelne Taliban-
Kommandeure gewaltsam gegen
ehemalige Angehörige der afghani-
schen Armee und des Geheimdiens-
tes vorgehen“ würden. Damit aller-
dings würden sie gegen das Verspre-
chen der Regierung vom September
verstoßen, dass es eine Amnestie für
alle ehemaligen Polizeikräfte, Solda-
ten und Mitglieder der Regierung
geben werde. Die Kommandeure
müssten daher fürchten, gerügt oder
bestraft zu werden. „Angst müssen
auch diejenigen haben, die offen
Opposition gegen die Taliban be-
treiben. Wer das tut, bekommt Pro-
bleme.“

Im Übrigen sei ihm kein Fall be-
kannt, „in dem frühere Ortskräfte
der Bundeswehr verfolgt, gefoltert
oder gar getötet wurden“. Aller-
dings seien etliche von den Polizei-
behörden der Taliban befragt wor-
den. „Mir scheint, dass die Situation
in westlichen Medien zu negativ
dargestellt wird. Da ist von Horror-
szenarien die Rede. Doch die Tali-
ban von heute sind nicht mit den
Taliban zu vergleichen, die während
ihrer ersten Herrschaft für schreck-
liche Verbrechen verantwortlich
waren“, sagt Erös.

Zu erwarten war, dass die Taliban
nicht bereit sein würden, die in den
letzten Jahren geschaffenen Rechte
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Augsburg Dramatische Bilder, Son-
dersendungen, Schlagzeilen – der
Siegeszug der Taliban in Afghanis-
tan, der chaotische Abzug westli-
cher Truppen beherrschten medial
weltweit den Spätsommer. Was pas-
siert mit den einheimischen Orts-
kräften? Wie werden die Islamisten
ihre Macht ausüben? Werden sie
wieder so brutal herrschen wie von
1996 bis 2001, als die Taliban schon
einmal das Land regierten? Diese
brennenden Fragen stellten sich.
Doch im Herbst geriet das Thema
aus dem Fokus der öffentlichen
Wahrnehmung – dabei hat es an Bri-
sanz nichts eingebüßt.

Im Gegenteil. Die Warnungen
der UN vor einer humanitären Ka-
tastrophe sind alarmierend: Mehr
als eine Million Babys und Kleinkin-
der in Afghanistan, so die Einschät-
zung der Weltgesundheitsorganisa-
tion (WHO), sind im heraufziehen-
den Winter in Lebensgefahr, weil
sie nicht genug zu essen bekommen.
Gleichzeitig sind derzeit weniger als
20 Prozent der medizinischen Ein-
richtungen arbeitsfähig. Nach UN-
Berechnungen könnten im nächsten
Jahr 97 Prozent der 40 Millionen
Afghaninnen und Afghanen unter
die Armutsgrenze
rutschen.

Die Diagnose
der UN bestätigt
der Leiter der
Kinderhilfe Af-
ghanistan, Rein-
hard Erös: „Die
humanitäre Lage
ist fatal, es droht
eine Hungerkata-
strophe.“ Die von Erös gegründete
Hilfsorganisation hat im Osten des
Landes 17 Schulen – auch für Mäd-
chen – gebaut. Hinzu kommen eine
Universität und medizinische Ein-
richtungen. „Unsere Kinderhilfe
verteilt in Lagern rund um Kabul, in
denen bis zu 500.000 afghanische
Binnenflüchtlinge leben, und an
arme Familien in der Provinz-
Hauptstadt Dschalalabad Lebens-
mittel-Pakete und Säuglingsnah-
rung. Insgesamt helfen wir täglich
1000 Familien“, sagt Erös, der regel-
mäßig nach Afghanistan reist, unse-
rer Redaktion. Ein Engagement, das
durch eine sehr hohe Spendenbereit-
schaft in Deutschland unterstützt
werde, aber auch dadurch, dass der
Betrieb der Kinderhilfe-Einrichtun-
gen nach der Machtübernahme der
Taliban „ungestört“ weiterlaufe.

Die humanitäre und soziale Not-
lage geht Hand in Hand mit einer
sich rasant verschärfenden Wirt-
schaftskrise. „Die Vereinten Natio-
nen haben vor einem Zusammen-
bruch des Bankensystems gewarnt.
Schon jetzt gibt es kaum Bargeld
und lange Schlangen an den Geldau-
tomaten. Hinzu kommt eine starke
Preissteigerung für Energie oder

In Afghanistan droht
eine Hungerkatastrophe

Hintergrund Zwei Kenner des Landes erklären, warum die humanitäre
Lage dramatisch ist und was der Westen dagegen tun kann.

Mütter mit Babys stehen Schlange in einer Einrichtung der deutschen Hilfsorganisation Kinderhilfe Afghanistan. Dort erhalten sie
dringend benötigte Säuglingsnahrung. Foto: Kinderhilfe Augsburg

Reinhard Erös Thomas Ruttig

im Kontext des Unternehmens rele-
vant ist. Das Gesundheitsengage-
ment von Merck und das Engage-
ment von SAP für digitale Bildung
sind solche Beispiele.“

Selten, so ein weiteres Ergebnis
der Studie, bleibt es in Deutschland
zudem, dass sich Konzerne politisch
positionieren. Dazu fehle es an Mut.
Aber ist das nicht illusorisch? Was
hätten sie davon, außer sich angreif-
bar zu machen? Kaiser antwortet:
„Wir sehen insbesondere in den
USA, dass große Unternehmen wie
Patagonia, Levy’s oder Ben & Jer-
ry’s sich immer mehr in öffentliche
Debatten einbringen. Manche tun
dies aus echter und glaubwürdiger
Überzeugung, andere, um sich bei
bestimmten Kund*innengruppen
zu positionieren. Außerdem sehen
viele Unternehmen, dass Herausfor-
derungen wie der Klimawandel
auch ihre eigene Existenzgrundlage
zunehmend bedrohen.“ In Deutsch-
land werde das zunehmend auch ein
Thema. Als Beispiele nennt Kaiser
die Versicherer Munich RE und Al-
lianz. Die seien selbst in ihrem
Kerngeschäft massiv von der Kli-
makrise betroffen und würden sich
daher mittlerweile auch sehr stark
selbst dazu positionieren.

Als Fortschritt werten die Auto-
ren, dass inzwischen 77 Prozent der
DAX-Unternehmen über globale
Spendenrichtlinien verfügen, auch
weil unternehmerische Sozialver-
antwortung nicht zuletzt mit Blick
auf die EU-Taxonomie – also einer
im Werden begriffenen Verordnung
der Europäischen Union für nach-
haltiges Wirtschaften – immer wich-
tiger wird.

In welchem gesellschaftlichen Be-
reich erwartet sich Wider Sense
konkreten Nutzen, wenn das soziale
Engagement der Konzerne künftig
zielgenauer ausgerichtet würde?
Kaiser sagt: „Strategisches Corpora-
te Citizenship entfaltet überall dort
ihren Nutzen, wo Unternehmen
und Gesellschaft aufeinandertreffen:
also fast überall. Das reicht von ei-
ner gesünderen Umwelt bis zu ge-
rechterem Zugang zu Bildung und
Arbeitsmarkt. Und das wird dann
schnell sehr konkret für den Alltag
vieler Menschen, zum Beispiel,
wenn Unternehmen mit gemeinnüt-
zigen Organisationen zusammenar-
beiten, um Geflüchtete in den ersten
Arbeitsmarkt zu integrieren oder
wenn sie neue Produkte speziell für
die Bedürfnisse benachteiligter
Menschen entwickeln.“

Die Voraussetzungen dafür sind
jedenfalls günstig. Denn der Zeit-
geist könnte – zumindest vom An-
spruch her – nachhaltiger kaum
sein.

Netzwerk führe. „Alle sind da stolz
drauf.“ So sei Corporate Citizenship
richtig ausgerichtet, denn: „Das ist
eine klassische Schnittmenge. Man
sieht, dass Fokussierung und die
Rückbesinnung auf das eigene
Kernprodukt funktionieren.“

Daran können sich deutsche Dax-
Unternehmen orientieren. Denn
laut der Studie ist der fehlende Fo-
kus ein Problem, der das Engage-
ment ineffizient und es schwieriger
zu vermitteln macht. 90 Prozent der
Unternehmen engagieren sich in
drei unterschiedlichen Themen oder
mehr. Zugleich wird laut Wider
Sense nicht hinreichend kontrol-
liert, wie effektiv die Gelder einge-
setzt werden. In der Studie heißt es
dazu: „Es mangelt an Wirkungs-
messung.“ Zu wenig Unternehmen
berichten gebündelt über die gesell-
schaftlichen Ergebnisse ihres Enga-
gements.

Luft nach oben ist auch beim
Geld. Zwar gaben 2020 laut dem
Consulting Unternehmen die Dax-
40-Unternehmen 860 Millionen
Euro in Geld und Sachspenden für
gemeinnützige Zwecke, ein Großteil
davon in Sachen Corona. Und es war
mehr denn je. Aber: Die Dax-40 er-
wirtschaften jährlich auch einen
Umsatz von über einer Billion Euro
und haben mehrere Millionen Mit-
arbeitende.

Wer macht es im Dax 40 gut? Si-
mon Kaiser, Consultant bei Wider
Sense und Co-Autor der Studie,
sagt: „Besonders glaubwürdig ist
Unternehmensengagement, wenn es
langfristig angelegt ist und ein ge-
sellschaftliches Problem angeht, das
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Augsburg In Bewerbungsgesprächen
ist die Frage nach dem sozialen En-
gagement eines Kandidaten und ei-
ner Kandidatin nicht selten. Und
selbstloses Tun für andere ist dabei
stets ein Pluspunkt. Allerdings gilt
das auch andersrum: Immer mehr
Talente, sagt Michael Alberg-Sebe-
rich, Geschäftsführer von Wider
Sense, fragten längst zurück: Was
machen sie denn sonst noch? Was
tut ihr für die Gesellschaft? Der
Druck auf Unternehmen wächst
aber auch von anderer Seite. Die
Konsumenten und Konsumentin-
nen fragen nach dem Engagement,
die Finanzmärkte tun es, die EU
auch.

Wider Sense hilft Unternehmen
dabei, gesellschaftliche Verantwor-
tung wahrzunehmen. Und laut einer
neuen, unserer Redaktion vorlie-
genden Studie des Berliner Bera-
tungshauses ist da noch Luft nach
oben. Denn deutsche Konzerne – so
das zentrale Ergebnis – „vergeben
Chancen für mehr Nachhaltigkeit“.

Untersucht haben Wider Sense
und die Münchener Kolleginnen
und Kollegen von goetzpartners die
Dax40, also die großen börsenno-
tierten Konzerne. Die Frage war:
Wie kann deren gesellschaftliches
Engagement wirkungsvoller wer-
den? Vor vier Jahren gab es bereits
eine Untersuchung zu dem Thema.
Seither aber ist zu wenig passiert,
denn das zentrale Ergebnis der Er-
hebung lautet: „Obwohl DAX-
Konzerne im vergangenen Jahr in
Summe fast 900 Millionen Euro für
gemeinnützige Zwecke gespendet
haben, nutzen sie beim gesellschaft-
lichen Engagement bei Weitem
nicht ihr Potenzial aus. Sie agieren
zu wenig strategisch, setzen auf zu
viele unterschiedliche Themen und
berichten kaum darüber, was ihre
Millionen bewirken.“ Alberg-Sebe-
rich benennt den Grund dafür:
„Klimakrise, Ungleichheit, Pande-
mie: Bei zahlreichen der DAX40 hat
in den vergangenen Jahren zwar
eine Professionalisierung des Cor-
porate Citizenship stattgefunden.
Wirklich strategisch gehen das aber
nur wenige Vorreiter an.“

Ein Beispiel aus dem Ausland,
wie man es gut macht, ist für Al-
berg-Seberich Renault. Der franzö-
sische Autobauer biete in seinen
Werkstätten die sogenannte „Gara-
ge solidaire“ an. Alleinerziehende
Frauen können da – in den Leer-
standszeiten – ihre Autos günstiger
reparieren lassen. Alle finden, sagt
der Unternehmensberater, dass das
Sinn mache und zu einer hohen
Identifikation mit dem Werkstatt-

Nachhaltigkeit: Konzerne
nutzen Chancen zu selten

Analyse Eine neue Studie untersucht das gesellschaftliche Engagement
der im Dax 40 notierten Unternehmen. Ergebnis: Da geht noch mehr.

Die Klimakrise ist eine Chance für Unter�
nehmen, sich für die Gesellschaft zu en�
gagieren. Und dabei auch für sich zu
werben. Foto: Christoph Soeder, dpa

50:50 ist zu einfach
Justiz Im Lockdown mussten Händler schließen, aber erst mal weiter

Miete zahlen. Der BGH will im Streitfall keine Pauschalregel.
Karlsruhe Einzelhändler, die mit ih-
rem Vermieter über die Miete im
Corona-Lockdown streiten, können
wohl nicht auf eine pauschale
50:50-Regelung setzen. Wahr-
scheinlich müssen alle Fälle vor Ge-
richt einzeln genau geprüft werden,
wie sich am Bundesgerichtshof
(BGH) in der Verhandlung eines
Musterfalls aus Sachsen abzeichne-
te. Die obersten Zivilrichterinnen
und -richter in Karlsruhe wollen ihr
Urteil am 12. Januar verkünden.

Mit den behördlich angeordneten
Schließungen im Kampf gegen das
Virus waren vielen Geschäften von
einem Tag auf den anderen die Ein-
nahmen weggebrochen. Feste Kos-
ten wie die Miete fielen aber weiter
an. Manche Vermieter zeigten Ent-
gegenkommen, andere nicht. Der
Gesetzgeber hatte im Dezember
2020 reagiert und klargestellt, dass
gewerbliche Mieter eine Anpassung
ihres Mietvertrags verlangen kön-
nen, wenn sie wegen Corona-Maß-

nahmen schließen müssen oder ihr
Geschäft nur mit starken Einschrän-
kungen öffnen dürfen. Grundlage
dafür ist Paragraf 313 im Bürgerli-
chen Gesetzbuch, in dem die soge-
nannte Störung der Geschäftsgrund-
lage geregelt ist. Damit ist gemeint,
dass Mieter und Vermieter den Ver-
trag nicht in dieser Form geschlos-
sen hätten, wenn ihnen zu der Zeit
schon klar gewesen wäre, was die
Zukunft bringt. Das bedeutet aber
nicht, dass Händler automatisch An-
spruch darauf haben, dass ihnen ein
Teil der Miete erlassen wird.

Es ist zum Beispiel genauso mög-
lich, dass der Vermieter nur einen
Aufschub gewährt, also die fällige
Miete stundet, aber nicht auf das
Geld verzichtet. Die Gerichte haben
bisher keine einheitliche Linie. In
dem ersten Fall, der jetzt am BGH
geklärt wird, geht es um eine Filiale
des Textil-Discounters Kik im
Raum Chemnitz, die vom 19. März
bis zum 19. April 2020 schließen

musste. Der Vermieter will für die
Zeit die volle Miete von rund 7850
Euro. Das Oberlandesgericht
(OLG) Dresden hatte entschieden,
dass Kik nur ungefähr die Hälfte
zahlen muss. Es gehe hier nicht um
ein „normales“ Risiko, „sondern
um weitgehende staatliche Eingriffe
in das soziale und wirtschaftliche
Leben aufgrund einer Pandemie“.
Das Risiko einer solchen Systemkri-
se könne nicht einer Vertragspartei
allein zugewiesen werden. Diese
50:50-Lösung ist den BGH-Rich-
tern aber zu pauschal. Sie sind der
Meinung, dass mitzuberücksichti-
gen sei, ob der Geschäftsinhaber
staatliche Hilfen oder Leistungen
aus einer Betriebsschließungsversi-
cherung bekommen hat. „Das dürf-
te eine umfassende Prüfung aller
Umstände des Einzelfalls vorausset-
zen“, sagte der Vorsitzende Hans-
Joachim Dose. Sein Senat tendiert
daher dazu, das Dresdner Urteil
aufzuheben. (dpa)


